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I. Vorbemerkung 

Der Gleichstellungsplan dient der Erreichung der 

Ziele des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) 

und ist ein wesentliches Instrument der Personal-

planung, insbesondere der Personalentwicklung. 

Als Instrument zur Steuerung und Kontrolle trägt 

er zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von 

Frauen und Männern bei.  

Die Umsetzung des Gleichstellungsplans ist be-

sondere Verpflichtung der Personalverwaltung, 

der Beschäftigten mit Vorgesetzten- oder Lei-

tungsaufgaben sowie der Dienststellenleitung. Der 

Gleichstellungsplan nimmt eine Bestandsauf-

nahme vor, stellt konkrete Zielvorgaben auf und 

ordnet diesen Maßnahmen zu. Er führt Initiativen 

der Dienststelle zur Gleichstellung und zur Ver-

einbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 

aus verschiedenen Bereichen zusammen und 

verstärkt deren Verbindlichkeit. Die Unterstüt-

zung durch die Dienststellenleitung ist maßgeb-

lich für die Akzeptanz und Wirksamkeit des 

Gleichstellungplans.  

Mit der Neufassung des BGleiG im Jahr 2015 wur-

den auch die Vorschriften zum Gleichstellungs-

plan angepasst und konkretisiert.  

Die Handreichung zur Erstellung von Gleichstel-

lungsplänen für die Dienststellen des Bundes soll 

Hilfestellung bei der Umsetzung der Vorgaben des 

BGleiG leisten und häufige Fragestellungen aus 

der Praxis aufgreifen. Sie enthält unverbindliche 

Empfehlungen für die Erarbeitung von Gleichstel-

lungsplänen.  

II. Rechtliche Grundlagen 
 

 

1.1. Abschnitt 3 (§§ 11 bis 14) 

Das BGleiG enthält einen eigenen Abschnitt zum 

Gleichstellungsplan (Abschnitt 3, §§ 11 bis 14).  

§ 11 BGleiG (Zweck) verdeutlicht die Funktion des 

Gleichstellungsplans als ein zentrales Instrument 

zur Umsetzung des BGleiG. Der Gleichstellungs-

plan dient danach der Erreichung der Ziele dieses 

Gesetzes. Diese umfassen gemäß § 1 BGleiG die 

Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen 

und Männern, die Beseitigung bestehender Be-

nachteiligungen aufgrund des Geschlechts, insbe-

sondere von Benachteiligungen von Frauen und 

die Verhinderung künftiger Benachteiligungen 

sowie die Verbesserung der Familienfreundlich-

keit und der Vereinbarkeit von Familie, Pflege 

und Berufstätigkeit für Frauen und Männer. Dar-

über hinaus gehören die tatsächliche Durchset-

zung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern und die Behebung struktureller Benach-

teiligungen von Frauen durch deren gezielte För-

derung sowie die Berücksichtigung der besonde-

ren Belange behinderter oder von Behinderung 

bedrohter Frauen zu den in § 1 BGleiG genannten 

Zielen.  

 

Die Funktion des Gleichstellungsplans als wesent-

liches Instrument der Personalplanung und insbe-

sondere der Personalentwicklung zeigt, dass die 

verschiedenen Instrumente verzahnt werden 

müssen. In der Praxis wird der Gleichstellungs-

plan häufig als Sondermaßnahme im Bereich der 
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Gleichstellung gesehen. Inhaltlich sind jedoch 

nahezu alle Themenbereiche der Verwaltung be-

troffen. Der Gleichstellungsplan kann die ver-

schiedenen Ansätze verbinden und andere Kon-

zepte unter dem Gesichtspunkt der Gleichstellung 

verstärken.  

§ 12 BGleiG enthält zeitliche Vorgaben für die 

Erstellung des Gleichstellungsplans und stellt klar, 

dass die Rechte der Personalvertretung und der 

Schwerbehindertenvertretung unberührt bleiben 

(s. II. 2.). Der Gleichstellungsplan ist für vier Jahre 

zu erstellen. Seit dem BGleiG 2015 ist seine Anpas-

sung nach zwei Jahren nicht mehr obligatorisch, 

sondern fakultativ. 

Die Vorschrift des § 13 BGleiG mit Regelungen 

zum Abbau von Unterrepräsentanzen, zur Benen-

nung von Zielvorgaben und Maßnahmen sowie 

zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufs-

tätigkeit stellt das Kernstück des dritten Ab-

schnitts dar. Mit dem BGleiG 2015 wurden die 

Vorgaben zur Darstellung der Vereinbarkeits-

maßnahmen verstärkt. Im Rahmen der Bestands-

aufnahme muss seither dargestellt werden, wie 

Frauen und Männer die Maßnahmen zur besseren 

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstä-

tigkeit in Anspruch genommen haben. Zudem ist 

darzustellen, wie sich ihr beruflicher Aufstieg im 

Vergleich zu Frauen und Männern darstellt, die 

solche Maßnahmen nicht in Anspruch genom-

men haben. Im Rahmen der Zielvorgaben sind 

Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit 

von Familie, Pflege und Berufstätigkeit zu benen-

nen, und es ist festzulegen, wie insbesondere 

Männer motiviert werden sollen, Vereinbarkeits-

angebote stärker in Anspruch zu nehmen. 

Für jede Zielvorgabe zum Abbau von Unterreprä-

sentanzen und zur Verbesserung der Vereinbar-

keit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit sind 

konkrete Maßnahmen personeller, sozialer oder 

organisatorischer Art zu benennen.  

Mit dem BGleiG 2015 wurden die Vorgaben zur 

Bekanntmachung und Veröffentlichung des 

Gleichstellungsplans konkretisiert. § 14 BGleiG 

sieht vor, dass der Gleichstellungsplan im Interes-

se einer schnellen Inkraftsetzung und Bekanntga-

be innerhalb eines Monats nach Beginn seiner 

Geltungsdauer zu veröffentlichen und den Be-

schäftigten unverzüglich zur Kenntnis zu geben 

ist. Zudem wurde ein ausdrücklicher Hinweis 

darauf aufgenommen, dass der Gleichstellungs-

plan keine personenbezogenen Daten enthalten 

darf. 

 

1.2. Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

Gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 5 BGleiG ist die Gleichstel-

lungsbeauftragte frühzeitig an der Erstellung des 

Gleichstellungsplans zu beteiligen. Das BGleiG 

2015 hat eine Definition des Begriffs der frühzeiti-

gen Beteiligung eingeführt. Diese liegt vor, wenn 

die Gleichstellungsbeauftragte mit Beginn des 

Entscheidungsprozesses auf Seiten der Dienststel-

le beteiligt wird und die jeweilige Entscheidung 

oder Maßnahme noch gestaltungsfähig ist (§ 27 

Abs. 2 BGleiG). Die Mitentwicklung des Gleichstel-

lungsplans stellt schon aufgrund dessen Reich-

weite eine der Kernaufgaben der Gleichstellungs-

beauftragten dar, wobei die Erstellung Aufgabe 

der Dienststelle ist (§ 12 Abs. 1 Satz 1 BGleiG). 
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Die Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten 

geht gemäß § 27 Abs. 3 BGleiG einem Beteili-

gungsverfahren nach dem Bundespersonalvertre-

tungsgesetz (BPersVG) und dem Neunten Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB IX) voraus. Das Verfahren 

nach § 32 Abs. 3 BGleiG bei Nichtbefolgung des 

Votums der Gleichstellungsbeauftragten muss 

abgeschlossen sein. Erfolgt entgegen dieser Rege-

lung eine parallele Beteiligung von Personal- oder 

Schwerbehindertenvertretung, ist die Gleichstel-

lungsbeauftragte über die Gründe zu informieren. 

Die Gleichstellungsbeauftragte hat gemäß § 33 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 BGleiG ein Einspruchsrecht 

gegenüber der Dienststellenleitung, wenn sie 

geltend macht, die Dienststelle habe entgegen § 12 

Abs. 1 BGleiG einen Gleichstellungsplan nicht 

erstellt, die Frist nach § 12 Abs. 2 BGleiG erheblich 

verletzt oder einen Gleichstellungsplan erstellt, 

der nicht den Vorgaben des § 13 BGleiG ent-

spricht. Der Einspruch hat bis zu einer Ein-

spruchsentscheidung der Dienststelle aufschie-

bende Wirkung. 

Die Gleichstellungsbeauftragte kann gemäß § 34 

Abs. 1 BGleiG nach erfolglosem Einspruch und 

Scheitern eines außergerichtlichen Einigungsver-

suchs ein gerichtliches Verfahren einleiten mit 

der Begründung, dass die Dienststelle einen nicht 

den §§ 12 bis 14 entsprechenden Gleichstellungs-

plan aufgestellt habe. 

 

2. Andere Vorschriften 

Das BPersVG benennt den Schutz vor Benachtei-

ligungen wegen des Geschlechts (§ 67 Abs. 1 Satz 1 

BPersVG) und die Durchsetzung der tatsächlichen 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern 

(§ 68 Abs. 1 Nr. 5a BPersVG) als Aufgabe des Per-

sonalrats. Der Personalvertretung steht gemäß 

§ 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 BPersVG ein Mitbestim-

mungsrecht an Maßnahmen der Durchsetzung 

der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen 

und Männern und damit auch an Gleichstellungs-

plänen zu.  

Die Schwerbehindertenvertretung hat gemäß 

§ 178 Abs. 2 Satz 1 SGB IX ein Anhörungsrecht, 

soweit schwerbehinderte Menschen betroffen 

sind. Da der Gleichstellungsplan die Situation 

behinderter Frauen besonders berücksichtigen 

soll (§ 1 Abs. 3 Satz 1 BGleiG), ist eine inhaltliche 

Verknüpfung mit Maßnahmen in diesem Bereich 

wie der Inklusionsvereinbarung der Dienststelle 

wichtig. 

 

3. Auswirkungen der BVerfG-

Entscheidung zum dritten Geschlecht 

Bei der Umsetzung der Vorgaben des BGleiG stellt 

sich die Frage der Auswirkungen der Entschei-

dung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. 

Oktober 2017 zum dritten Geschlecht (BVerfG, 

Beschluss vom 10. Oktober 2017, 1 BvR 2019/16). 

Mit dieser Entscheidung wurde festgestellt, dass 

Menschen, die weder eindeutig dem weiblichen 

noch eindeutig dem männlichen Geschlecht zu-

geordnet werden können, ein Recht auf einen 

positiven Eintrag im Geburtenregister unter der 

Rubrik „Geschlecht“ haben. Diese Entscheidung 

wurde mit der Änderung des Personenstandsge-

setzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I, S. 2639) 

umgesetzt. 
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Der Zweck des BGleiG ist ausgehend von einer 

generellen strukturellen Benachteiligung von 

Frauen auf die Gleichstellung zwischen Frauen 

und Männern gerichtet. Zwischen diesen beiden 

Geschlechtern soll in den einzelnen Bereichen 

Parität erreicht werden. Dies bedeutet für den 

Gleichstellungsplan, dass die Bestandaufnahme 

gemäß § 13 Abs. 1 BGleiG sowie die Zielvorgaben 

gemäß § 13 Abs. 2 BGleiG sich weiterhin auf die 

Situation von Frauen im Vergleich zu Männern 

beziehen.  

Der Schutz von Beschäftigten, die weder Frauen 

noch Männer sind, erfolgt innerhalb des BGleiG 

über die geschlechterunabhängig für alle Beschäf-

tigten geltenden Vorschriften wie die des Ab-

schnitts 4 und im Übrigen nach den Regelungen 

des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 

(AGG). Z.B. gilt das Ziel der Verbesserung der Ver-

einbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 

geschlechterübergreifend für alle Beschäftigten. 

§ 13 Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt. BGleiG enthält bereits eine 

geschlechterunabhängige Vorgabe zur Vereinbar-

keit. Das in § 1 Abs. 1 Nr. 3 BGleiG formulierte 

Ziel, die Familienfreundlichkeit sowie die Verein-

barkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit für 

Frauen und Männer zu verbessern, und die Rege-

lung des § 15 BGleiG zu Angeboten vereinbar-

keitsfördernder Rahmenbedingungen sind hinge-

gen als geschlechterübergreifende Vorgabe auszu-

legen. Die derzeit nur auf Frauen und Männer 

bezogene Vorgabe stammt aus der Zeit des binä-

ren Geschlechteransatzes.  

Das Urteil des BVerfG hat für die Erstellung des 

Gleichstellungsplans auch insoweit praktische 

Auswirkungen, als sich statistischer Erläuterungs-

bedarf ergeben kann. Dies ist beispielsweise der 

Fall, wenn die Gesamtbeschäftigtenzahl von der 

Anzahl der Frauen und Männer abweicht, weil 

Beschäftigte die Dienststelle über einen offenen 

oder diversen Geschlechtseintrag im Personen-

standsregister informiert haben.   

III. Überblick über die Verfahrens-

schritte  

Die Erstellung des Gleichstellungsplans, in die die 

Gleichstellungsbeauftragte frühzeitig einzubezie-

hen ist, erfordert folgende Verfahrensschritte (zu 

den Inhalten s. IV., S. 8 ff.): 

1. Bestandsaufnahme (§ 13 Abs. 1 Satz 1, 2 

BGleiG); s. IV. 1., S. 8 

• Erhebung der Daten für die Beschreibung der 

Situation der Frauen und Männer in der 

Dienststelle zum 30. Juni des Jahres der Erstel-

lung; s. IV. 1.1., S. 8 

• Erhebung der Daten für die Darstellung der 

Inanspruchnahme von Vereinbarkeitsmaß-

nahmen durch Frauen und Männer sowie für 

den Vergleich des beruflichen Aufstiegs von 

Frauen und Männern mit und ohne Inan-

spruchnahme von Vereinbarkeitsmaßnah-

men; s. IV. 1.2., S. 10 

• Auswertung der Förderung für Frauen und 

Männer (S. 10)  in den vergangenen vier Jah-

ren in den einzelnen Bereichen nach § 3 

Abs. 2 BGleiG; s. IV. 1.4., S. 12 

2. Abgleich mit dem letzten Gleichstellungs-

plan (§ 13 Abs. 1 Satz 3 BGleiG); s. IV. 2., S. 13 

• Feststellung, ob und inwieweit die Ziele des 

letzten Gleichstellungsplans erreicht wurden 
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• ggf. Ermittlung der Gründe für die Ziel-

verfehlung 

3. Festlegungen bei Unterrepräsentanzen und 

zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 

Berufstätigkeit anhand von Zielvorgaben 

(§ 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie Satz 2, 3 

BGleiG); s. IV. 3, S. 13 und IV. 4.1.S. 16 

Festlegung, wie bis zum Ende der Geltungs- 

dauer die Unterrepräsentanz von Frauen  

oder ggf. Männern in den einzelnen Berei-

chen nach § 3 Nummer 2 möglichst abgebaut 

werden soll (bei Unterrepräsentanz von 

Männern: Prüfung des Vorliegens einer zu-

sätzlichen strukturellen Benachteiligung von 

Männern; s. IV. 3.1, S. 14) 

• die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 

Berufstätigkeit verbessert werden soll und 

wie insbesondere Männer motiviert werden 

sollen, entsprechende Vereinbarkeitsangebote 

stärker in Anspruch zu nehmen (s. IV. 4., S. 16 

bis 19) 

• Benennung konkreter Zielvorgaben zur Um-

setzung der Festlegungen, insbesondere zum 

Frauen- und Männeranteil für jede einzelne 

Vorgesetzten- und Leitungsebene, soweit es 

sich hierbei um Arbeitsplätze nach § 3 Num-

mer 1 handelt; s. IV. 3.2., S. 15 

4. Zuordnung von Maßnahmen (§ 13 Abs. 3 

BGleiG); s. IV. 4, S. 16 

• Benennung konkreter Maßnahmen per-

soneller, sozialer oder organisatorischer 

Art zur Erreichung der jeweiligen Ziel-

vorgabe; s. IV. 4.1., S. 16 

• insbesondere Maßnahmen zur Förderung 

der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 

Berufstätigkeit; s. IV. 4.2., S. 17 

5. Erstellung und Abstimmung; s. IV. 5., S. 19 

• Entscheidung über Aufbau und Struktur; 

s. IV. 5.1., S. 18  

Abstimmung des gemäß § 27 Abs. 2 

BGleiG unter Einbindung der Gleichstel-

lungsbeauftragten erstellten Entwurfs 

mit der Dienststellenleitung 

• Formale Beteiligung der Gleichstel-

lungsbeauftragten nach Entscheidung 

der Dienststellenleitung (§ 27 Abs. 1 Nr. 4 

BGleiG); s. II. 1.2, S. 4 

• Beteiligung der Personalvertretung (§ 76 

Abs. 2 Nr. 10 BPersVG) und der Schwer-

behindertenvertretung (§ 178 Abs. 2 

SGB IX); s. II. 2., S. 5 

6. Bekanntmachung und Veröffentlichung 

(§ 14 BGleiG); s. IV. 6., S. 19 

• Veröffentlichung im Intranet der Dienst-

stelle innerhalb eines Monats nach  

Beginn der Geltungsdauer  

• unverzügliche Information der  

Beschäftigten 

• Übermittlung an Beschäftigte mit Vorge-

setzten- oder Leitungsaufgaben in  

Textform 
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IV. Inhaltliche Erläuterungen zu den 
Verfahrensschritten 
 

1. Bestandsaufnahme 

Die Bestandsaufnahme soll konkrete und ver-

ständlich aufbereitete statistische Daten zu den 

Bereichen nach § 3 Nr. 2 BGleiG enthalten, Die 

Erhebung der statistischen Daten wird – soweit 

vorhanden – größtenteils anhand elektronischer 

Personalverwaltungssysteme erfolgen. Gegebe-

nenfalls können Daten aus anderen Statistiken 

genutzt werden (s. § 38 BGleiG), soweit die  

Stichtage übereinstimmen.  

1.1. Ist-Analyse 

Mit dem BGleiG 2015 wurde die Vorgabe zur Be-

schreibung der Ist-Situation auf Männer erwei-

tert. Dies entspricht dem Ziel des Gesetzes, Män-

ner stärker zu Adressaten gleichstellungspoliti-

scher bzw. gleichstellungsbezogener Maßnahmen 

zu machen und sie im Gleichstellungsplan stärker 

zu berücksichtigen.  

Die Beschreibung der Situation der Frauen und 

Männer in der Dienststelle bezieht sich auf die 

Bereiche im Sinne des § 3 Nr. 2 BGleiG, d.h. auf 

Besoldungs- und Entgeltgruppen oder Laufbahn-

gruppen, Laufbahnen und Fachrichtungen, Be-

rufsausbildungen einschließlich des Vorberei-

tungsdienstes sowie Ebenen mit Vorgesetzten- 

oder Leitungsaufgaben einschließlich der Stellen 

und Planstellen Vorsitzender Richterinnen und 

Vorsitzender Richter. 

Die Formulierung „Besoldungs- und Entgeltgrup-

pen oder Laufbahngruppen“ eröffnet zwar die 

Möglichkeit, die Darstellung der einzelnen Besol-

dungs- und Entgeltgruppen durch eine zusam-

mengefasste Zuordnung zu Laufbahngruppen zu 

ersetzen. Dies sollte jedoch unbedingt vermieden 

werden, weil ein differenzierter Vergleich der 

Situation in den einzelnen Besoldungs- und Ent-

geltgruppen wichtige Schlussfolgerungen und 

damit die Benennung konkreter Zielvorgaben und 

Maßnahmen in diesen Bereichen ermöglicht. 

Hierzu zählt ein Vergleich des Geschlechteranteils 

in den Eingangs- und Endämtern einer Laufbahn-

gruppe und in den entsprechenden Entgeltgrup-

pen im Tarifbereich. Eine Darstellung nach Lauf-

bahngruppen sollte deshalb nur zusätzlich erfol-

gen oder wenn eine Aufschlüsselung nach Besol-

dungs- und Entgeltgruppen die Wahrung der 

Anonymität gefährden würde. 

Der Begriff der Ebenen mit Vorgesetzten- und 

Leitungsaufgaben ist weit auszulegen. Es sind alle 

Leitungsfunktionen einzubeziehen unabhängig 

von der Zuordnung zu einer Laufbahngruppe 

oder der Größe der Führungsspanne. Es geht in 

der Regel um höher bewertete Funktionen mit 

Führungs-/Leitungsverantwortung, die meist mit 

entsprechenden Beförderungs-

/Höhergruppierungsperspektiven verbunden 

sind. Erfasst sind auch Sachgebietsleitungen des 

gehobenen Dienstes und Teamleitungen des mitt-

leren Dienstes.  

Durch den Bezug zu den Bereichen gemäß § 3 

Nr. 2 BGleiG sind bestimmte statistische Inhalte 

vorgegeben. Eine Beschränkung auf diese Berei-

che ist jedoch nicht zwingend. Üblicherweise 

werden zunächst die Anteile der Frauen und 

Männern in der Behörde insgesamt dargestellt 

und sodann nach Bereichen weiter aufgeschlüs-

selt. Neben den in § 3 Nr. 2 BGleiG genannten 
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Bereichen bieten sich für eine vollständige Dar-

stellung zusätzliche Differenzierungen z.B. nach 

Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigung, Schwerbe-

hinderung, Inanspruchnahme flexibler und mobi-

ler Arbeitsformen, Beurlaubungen, Statusgrup-

pen, Abteilungen oder vergleichbaren Organisati-

onseinheiten und Altersstruktur an. Zudem ent-

halten Angaben zum Anteil befristet Beschäftigter 

unter Differenzierung nach Frauen und Männern 

gleichstellungsrelevante Informationen. 

1. 2.  Inanspruchnahme von Vereinbarkeitsmaß-

nahmen 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 BGleiG gehört zur Be-

standsaufnahme eine Darstellung, die zeigt, wie 

Frauen und Männer die Maßnahmen zur besseren 

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstä-

tigkeit in Anspruch genommen haben und wie 

sich ihr beruflicher Aufstieg im Vergleich zu Frau-

en und Männern darstellt, die solche Maßnahmen 

nicht in Anspruch genommen haben. Diese Vor-

gabe wurde mit dem BGleiG 2015 eingeführt.  

 
Der Begriff des beruflichen Aufstiegs ist in § 3 

Nr. 3 definiert und umfasst danach Beförderun-

gen, Höhergruppierungen und die Übertragungen 

höher bewerteter Dienstposten und Arbeitsplätze. 

Welche Maßnahmen solche zur Vereinbarkeit von 

Familie, Pflege und Berufstätigkeit sind, ergibt 

sich aus § 16 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 18 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1, 2 und 5 BGleiG. Die Bestandsaufnahme 

umfasst mindestens die dort genannten Maß-

nahmen, mithin Teilzeitbeschäftigungen und 

Beurlaubungen zur Wahrnehmung von Familien- 

oder Pflegeaufgaben einschließlich Elternzeiten, 

Telearbeit, mobiler Arbeit oder flexiblen Arbeits- 

und Präsenzzeiten bzw. -modelle sowie gegebe-

nenfalls von der Dienststelle angebotene weitere 

Maßnahmen. Zu letzteren zählt die Inanspruch-

nahme des Familienservices für die obersten und 

nachgeordneten Bundesbehörden. 

Bei der Teilzeitbeschäftigung sind auch vollzeit-

nahe Teilzeitmodelle zu erfassen, da es bei § 13 

Abs. 2 BGleiG um eine möglicherweise benachtei-

ligende Wirkung reduzierter Präsenz und geringe-

rer Ansprechbarkeit geht. Auch ein hoher Teil-

zeitumfang kann mit spürbaren Abwesenheiten 

verbunden sein und zu weniger Präsenz führen 

(z.B. ganze oder teilweise freie Tage bei 75 % bis 

90 % Arbeitszeit). Nicht aus dem Blick zu verlieren 

sind Vollzeitbeschäftigte mit Vereinbarkeitsbe-

langen, die diese beispielsweise über mobile Ar-

beitsmodelle oder Langzeitkontenmodelle reali-

sieren. Sie sind aufgrund der Vollzeitbeschäfti-

gung schwerer zu identifizieren. Zu bedenken ist, 

dass sie eine Vollzeittätigkeit mit Vereinbarkeits-

pflichten verbinden. Sie könnten aufgrund feh-

lender Möglichkeiten zur Leistung von Überstun-

den unter Präsenzgesichtspunkten bei Beurtei-

lungen bzw. Leistungsbewertungen benachteiligt 

werden. 

 

Bei der Darstellung der Inanspruchnahme von 

Vereinbarkeitsmaßnahmen sollte aufgenommen 

werden, wie viele der Beschäftigten im Auswer-

tungszeitraum teilzeitbeschäftigt waren und wie 

viele davon Frauen und Männer. Dabei kann ge-

gebenenfalls auf vorhandene Erhebungen wie 

solche für die Gleichstellungsstatistik zurückge-

griffen werden. Es sollte die Anzahl der Beförde-

rungen und Funktionsübertragungen insgesamt 

ermittelt und geschlechterspezifisch ausgewertet 
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werden. Zusätzlich kann dargestellt werden, in 

welcher Spanne sich der Arbeitszeitumfang be-

wegt hat und welche Verteilungen der Arbeitszeit 

vorlagen. Eine laufbahngruppenbezogene Auf-

schlüsselung wäre sinnvoll. Außerdem ist eine 

Aussage zum Anteil Teilzeitbeschäftigter an Be-

förderungen/Höhergruppierungen sinnvoll. Ent-

sprechende Erhebungen sollten zu Elternzeit und 

familien-/pflegebedingter Beurlaubung aufge-

nommen werden. 

 

1. 3. Vergleich der Werdegänge mit und ohne 
Inanspruchnahme von Vereinbarkeitsmaß-
nahmen 

Praktische Fragen 

Nach der Gesetzesbegründung soll § 13 Abs. 1 

Satz 2 BGleiG erkennbar machen, ob ein benach-

teiligender Zusammenhang zwischen der Inan-

spruchnahme von Vereinbarkeitsmaßnahmen 

und beruflichem Aufstieg besteht. Bei der Aus-

wertung der Ergebnisse ist zu bedenken, welche 

Aspekte einen direkten Rückschluss auf eine Be-

nachteiligung erschweren: 

• Es ist zwar anzunehmen, dass die Mehrheit 

der Teilzeitbeschäftigungen und anderen fle-

xiblen Arbeits(zeit)modelle einen Vereinbar-

keitshintergrund haben. Dies gilt jedoch kei-

nesfalls ausschließlich. Beispielsweise das 

mobile Arbeiten ist zunehmend vorausset-

zungslos möglich. Es wäre verkürzt, die An-

zahl und den Anteil der in den vergangenen 

Jahren erfolgten Beförderungen Teilzeitbe-

schäftigter darzustellen und davon auszuge-

hen, dass jede Arbeitszeitreduzierung mit 

Vereinbarkeitsbelangen zusammenhing. 

 

→ Soweit dies mit vertretbarem Aufwand 

erhoben werden kann, sollte ausgewer-

tet werden, ob die entsprechenden 

Maßnahmen aus Vereinbarkeitsgrün-

den oder aus sonstigen Gründen in An-

spruch genommen wurden, z.B. durch 

Auswertung der Gründe für die Anträge 

oder Befragung der Beschäftigten.  

 

• Soweit das (freiwillige) Bewerbungsverhalten 

mitursächlich für die Frage des Fortkommens 

ist, ist kein direkter Rückschluss auf Benach-

teiligungen möglich. Dies gilt für die Über-

nahme von Führungsfunktionen, aber auch 

in Fällen der Dienstpostenbewertung im Ge-

gensatz zur Topfwirtschaft in obersten Bun-

desbehörden. Aussagen zu den Gründen für 

einen Verzicht auf eine Bewerbung wiederum 

sind nicht möglich.  

 
→ Umso wichtiger sind praktikable Rah-

menbedingungen für die Übernahme 

von Führungsfunktionen wie Angebote 

zum Führen in Teilzeit. Sie ermöglichen 

insbesondere Beschäftigten, die auf-

grund von Vereinbarkeitsbelangen kei-

ne Vollzeitbeschäftigung ausüben kön-

nen, dennoch ein entsprechendes beruf-

liches Fortkommen. 

 
• Über Maßnahmen des beruflichen Aufstiegs 

wird in der Regel anhand dienstlicher Beur-

teilungen entschieden. Allein der Vergleich 

der diesbezüglichen Angaben lässt nicht un-

mittelbar auf etwaige Benachteiligungen 

schließen. Benachteiligungsverbote und klas-

sische Beurteilungsfehler wie Konzentration 
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auf Präsenz und einen hohen Beschäfti-

gungsumfang oder geschlechterstereotype 

Rollenzuschreibungen stellen typische Beur-

teilungsfehler dar.  

 

→ Transparenz bei der Bekanntgabe von 

Beurteilungsspiegeln führt jedoch zu 

mehr Indizien für mögliche Benachtei-

ligungen.  

 
• Tarifbeschäftigte können während einer 

(auch familienbedingten) Beurlaubung oder 

Elternzeit nicht höhergruppiert werden, 

wenn sie keine zu bewertende Tätigkeit ausü-

ben. Dies hat tarifrechtliche Ursachen und 

bedeutet keine Benachteiligung innerhalb der 

Dienststelle. Höhergruppierungen erfolgen, 

soweit Tarifbeschäftigte nicht in Beurtei-

lungsverfahren einbezogen werden, allein 

nach Tätigkeitsbewertungen. 

 

Auswertungsempfehlungen 

Nach dem Rundschreiben zum BGleiG vom 

06.01.2017 sind Daten aus der Vergangenheit nur 

heranzuziehen, soweit dies mit vertretbarem 

Aufwand und in praktikablem Umfang möglich 

ist. Auch unter diesem Aspekt erscheint es ange-

messen, als Zeitraum für die rückwirkende Be-

trachtung analog zu den Vorgaben für den Gleich-

stellungsplan einen Zeitraum von vier Jahren 

vorzusehen. Auf längerfristige Sicht lassen sich so 

über mehrere Gleichstellungspläne hinweg Ver-

gleiche über längere Zeiträume ziehen, auch wenn 

sie nur die Beschäftigtensituation insgesamt ohne 

individuelle Betrachtung erfassen können. Der 

vierjährige Zeitraum wird die Untergrenze dar-

stellen, weil bestimmte Entwicklungen sich in 

längeren Phasen vollziehen. Zeitlich sollte eine 

Vereinbarkeitsmaßnahme, um innerhalb des vier-

jährigen Zeitraums als relevant zu gelten, insge-

samt mindestens sechs Monate umfassen.  

Der Anteil Teilzeitbeschäftigter an Beförderun-

gen/Höhergruppierungen sollte ebenso darge-

stellt werden wie der Anteil Beschäftigter, die im 

Auswertungszeitraum Elternzeit oder eine fami-

lien-/pflegebedingte Beurlaubung in Anspruch 

genommen haben. 

 

Die Zahlen sollten nach Frauen und Männern und 

soweit möglich nach der Art der Vereinbarkeits-

maßnahme aufgeschlüsselt werden. Selbst wenn 

Personen in diesem Zeitraum mehrfach berück-

sichtigt wurden, wäre dies unerheblich, wenn 

jeweils Vereinbarkeitsmaßnahmen in Anspruch 

genommen wurden.  

 

Die Stellensituation und damit Beförderungsmög-

lichkeiten stellen sich über einen Zeitraum von 

vier Jahren phasenweise sehr unterschiedlich dar, 

ebenso wie die Anzahl der zu besetzenden Füh-

rungspositionen u.a. von der Altersstruktur oder 

von organisatorischen Entscheidungen abhängt. 

Daher sollte neben individuellen Angaben zum 

Fortkommen auch die allgemeine Entwicklung 

(Anteil Teilzeitbeschäftigter etc. an Maßnahmen 

des beruflichen Aufstiegs insgesamt) dargestellt 

werden.  

Es empfiehlt sich eine Aussage dazu, ob im Ver-

hältnis zu ihrem Anteil an der Gesamtbeschäftig-

tenzahl Beschäftigte in Teilzeitbeschäftigung oder 

mit anderen Vereinbarkeitsmaßnahmen überpro-

portional oder entsprechend ihrem Anteil oder in 

proportional geringerem Umfang bei Beförderun-
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gen/Höhergruppierungen berücksichtigt wurden. 

Eine Aufschlüsselung nach Laufbahngruppen 

wäre hilfreich. 

Über die rückwirkende vierjährige Betrachtung 

hinaus könnte ausgewertet werden, wie lang der 

Zeitraum von Beginn der Tätigkeit im höheren 

Dienst bis zur erstmaligen Übertragung einer 

Führungsposition war und inwieweit die be-

troffenen Personen Vereinbarkeitsmaßnahmen in 

Anspruch genommen haben. Denkbar wäre für 

die Bundesministerien unter Berücksichtigung 

der dortigen Besetzungspraxis beispielsweise die 

Feststellung, wie lange sich die Betroffenen vor 

Übernahme einer Referatsleitung auf der Ebene A 

15/E 15 befanden und ob sich Zusammenhänge 

zwischen der Dauer und der Inanspruchnahme 

von Vereinbarkeitsmaßnahmen feststellen lassen.  

Soweit in den zurückliegenden vier Jahren beson-

ders umfangreiche Einstellungs- oder Beförde-

rungsverfahren durchgeführt wurden, könnten 

diese unter Darstellung des Anteils von Frauen 

und Teilzeitbeschäftigten gesondert dargestellt 

werden. 

Die Angaben dürfen keine Rückschlüsse auf ein-

zelne Personen zulassen. 

 

1. 4. Auswertung der bisherigen Förderung 

Bereiche 

Die Auswertung der bisherigen Förderung der 

Beschäftigten in den zurückliegenden vier Jahren 

erfolgt nach den Bereichen des § 3 Nr. 2 BGleiG 

und seit Inkrafttreten des BGleiG 2015 für Frauen 

und Männer. Die gesetzlichen Vorgaben für die 

Bestandsaufnahme lassen keinen Spielraum zu, 

was den Detailgrad der Darstellung angeht. Es 

sind möglichst konkrete Angaben und Zahlen 

erforderlich. Die Auswertung soll eine Grundlage 

für Aussagen zur Personalplanung und Personal-

entwicklung bilden. Benachteiligungen aufgrund 

des Geschlechts, insbesondere von Frauen, sind zu 

verhindern.  

Förderung 

Der Begriff der Förderung umfasst alle Maßnah-

men zur Durchsetzung der Gleichberechtigung 

und zur Verhinderung von Benachteiligungen. Da 

gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 BGleiG als Teil der Be-

standsaufnahme darzustellen ist, wie sich der 

berufliche Aufstieg von Frauen und Männern mit 

und ohne Inanspruchnahme von Vereinbarkeits-

maßnahmen dargestellt hat, ist zudem der beruf-

liche Aufstieg der Beschäftigten in den vier Jahren 

bis zum Stichtag auszuwerten. Auch bei der Aus-

wertung der bisherigen Förderung erscheinen 

weitergehende Analysen wie die nach Frauen und 

Männern differenzierte Entwicklung der Über-

nahme befristet Beschäftigter, Angaben zu Be-

werbungen und Einstellungen und der jeweilige 

Anteil an Beförderungen und Höhergruppierun-

gen, an sonstigen Maßnahmen des beruflichen 

Aufstiegs und anderen, nach den unter IV. 1. A) 

genannten Maßnahmen zwingend für eine voll-

ständige Darstellung gleichstellungsrelevanter 

Informationen und Entwicklungen. Soweit ano-

nymisierte Bewerbungsverfahren durchgeführt 

werden, lässt sich eine Geschlechterverteilung erst 

ab der Teilnahme an Auswahlgesprächen darstel-

len. Wichtig sind auch Angaben zur Teilnahme an 

internen und externen Fortbildungen, zu Kosten-

erstattungen nach § 10 Abs. 2 Satz 4 BGleiG und 

zu Maßnahmen zugunsten behinderter Frauen 
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innerhalb oder außerhalb der Inklusionsvereinba-

rung. 

Auch außerhalb der engeren statistischen Daten 

ist der Stand der für den Gleichstellungsplan rele-

vanten Themen zu erheben. Als Beispiele seien 

Konzepte zum mobilen und flexiblen Arbeiten 

bzw. zur Telearbeit, Zertifizierungsverfahren zum 

audit berufundfamilie, Inklusionsvereinbarungen, 

Beurteilungsrichtlinien und sonstige Konzepte zu 

verschiedenen Personalentwicklungsmaßnahmen 

wie Gesundheitsmanagement, Kooperationsge-

spräche und Fortbildungskonzepte genannt. Ak-

teure sind auch hier die Dienststellen bzw. Dienst-

stellenleitungen und die gewählten Vertretungen. 

Wichtig ist, dass die verschiedenen Konzepte mit 

den Inhalten des Gleichstellungsplans verzahnt 

werden. 

Aufgrund der Bedeutung dienstlicher Beurteilun-

gen für das berufliche Fortkommen sollten auch 

Beurteilungsverfahren ausgewertet werden. Hier 

ist neben einer nach Frauen und Männern diffe-

renzierten Aussage vor allem ein Vergleich der 

Beurteilungsergebnisse Vollzeitbeschäftigter und 

Teilzeitbeschäftigter von Interesse. Dieser ist auf-

grund des im Allgemeinen hohen Frauenanteils 

an Teilzeitbeschäftigten gleichstellungsrelevant.  

Datenschutz 

Eine von der möglichst differenzierten Darstel-

lung abweichende Darstellung ist nur angezeigt, 

wenn sie zur Wahrung der Anonymität erforder-

lich ist. Der Gleichstellungsplan darf gemäß § 13 

Abs. 5 BGleiG keine personenbezogenen Daten 

enthalten. Dies umfasst auch den Fall, dass eine 

anonymisiert dargestellte Gruppe so wenig Mit-

glieder hat, dass Rückschlüsse auf einzelne Perso-

nen möglich sind.  

 

2. Abgleich mit dem letzten Gleich-

stellungsplan 

Neben einer Erhebung der in den zurückliegen-

den vier Jahren umgesetzten Maßnahmen ist ein 

Abgleich mit den Zielvorgaben des jeweils letzten 

Gleichstellungsplans einschließlich einer gegebe-

nenfalls erfolgten Anpassung vorzunehmen. Bei 

Nichtumsetzung der Zielvorgaben des letzten 

Gleichstellungsplans müssen die Gründe hierfür 

ermittelt und dargelegt werden.  

 

3. Festlegungen anhand von Zielvor-
gaben  

Gemäß § 13 Abs. 2 BGleiG legt der Gleichstel-

lungsplan fest, wie bis zum Ende seiner Geltungs-

dauer die Unterrepräsentanz von Frauen oder 

Männern in den einzelnen Bereichen nach § 3 

Nummer 2 möglichst abgebaut und die Verein-

barkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 

verbessert werden soll. Es ist darzulegen, wie ins-

besondere Männer motiviert werden sollen, ent-

sprechende Vereinbarkeitsangebote stärker in 

Anspruch zu nehmen. Zu diesen Festlegungen 

sind gemäß § 13 Abs. 2 Satz 2 BGleiG konkrete 

Zielvorgaben insbesondere zum Frauen- und 

Männeranteil für jede einzelne Vorgesetzten- und 

Leitungsebene zu benennen, soweit es sich hierbei 

um Arbeitsplätze nach § 3 Nr. 1 handelt.  
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3.1. Förderung bei struktureller Benachteiligung 

Während § 8 Abs. 1 BGleiG (Auswahlentscheidun-

gen) und § 7 Abs. 1 BGleiG (Bewerbungsgespräche) 

für eine bevorzugte Berücksichtigung von Män-

nern neben einer Unterrepräsentanz deren struk-

turelle Benachteiligung voraussetzen, enthält 

unter anderem § 13 Abs. 2 (Festlegung von Ziel-

vorgaben und Zuordnung von Maßnahmen) keine 

entsprechende Regelung. Für die Umsetzung des 

§ 13 Abs. 2, aber auch für die Erstellung von Ziel-

vorgaben mit Bezug zu den anderen genannten 

Vorschriften ist relevant, ob nach dem jeweiligen 

Wortlaut zu verfahren ist oder eine strukturelle 

Benachteiligung generell Voraussetzung für eine 

bevorzugte Berücksichtigung neben einer Unter-

repräsentanz sein muss.  

Letzteres ist zu bejahen. Zielvorgaben und Maß-

nahmen zur Beseitigung von Unterrepräsentan-

zen von Männern im Gleichstellungsplan sind nur 

zu benennen, wenn eine strukturelle Benachteili-

gung von Männern vorliegt. Verfassungsrechtlich 

sind Fördermaßnahmen zugunsten des unterre-

präsentierten Geschlechts, die das andere Ge-

schlecht benachteiligen, nur bei struktureller 

Benachteiligung zulässig (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG). 

Hierfür spricht auch eine teleologische Auslegung 

des BGleiG, das in seiner Zieldefinition ebenfalls 

den Bezug zu einer strukturellen Benachteiligung 

herstellt. Ein Vorgehen allein nach dem Wortlaut 

der Regelungen würde zudem einen Zielkonflikt 

zwischen § 13 und §§ 7 und 8 auslösen, wenn die 

Erstellung von Zielvorgaben bei Unterrepräsen-

tanz ohne Vorliegen einer strukturellen Benach-

teiligung geboten wäre, Auswahlentscheidungen 

und Bewerbungsgespräche gemäß §§ 7 und 8 aber 

eine strukturelle Benachteiligung erforderten.  

Dies gilt aus den gleichen Gründen auch für § 6 

BGleiG (Arbeitsplatzausschreibungen). Bei Aus-

schreibungen ist jedoch zu berücksichtigen, dass 

diese im Vorfeld erst späterer Auswahlentschei-

dungen erfolgen. Ein Hinweis auf die spätere be-

vorzugte Einstellung des unterrepräsentierten 

Geschlechts bei gleicher Qualifikation geht bereits 

zulasten des anderen Geschlechts und erfordert 

verfassungsrechtlich eine strukturelle Benachtei-

ligung des unterrepräsentierten Geschlechts. Un-

bedenklich sind Formulierungen unterhalb der 

verfassungsrechtlichen Schwelle. Beispielsweise 

sind Hinweise auf die Attraktivität der Rahmen-

bedingungen für alle Beschäftigten möglich. Glei-

ches gilt für den Hinweis, dass im Interesse einer 

paritätischen Aufgabenwahrnehmung Bewerbun-

gen von Männern und Frauen begrüßt werden. 

Maßnahmen unterhalb dieser Schwelle werden 

generell dem Ziel des § 1 BGleiG gerecht, auch 

künftige Benachteiligungen zu verhindern. 

Z.B. der Wortlaut des § 8 Abs. 1 Satz 5 zeigt, dass 

eine aktuelle Unterrepräsentanz von Männern 

allein und unabhängig von dem Grad ihrer Aus-

prägung nicht bereits eine strukturelle Benachtei-

ligung bedeutet, sondern weitere Kriterien hinzu-

kommen müssen („Sind Männer strukturell be-

nachteiligt und in dem jeweiligen Bereich unter-

repräsentiert, …“). Dass das BGleiG in §§ 7 und 8 - 

in Kenntnis der verfassungsrechtlichen Voraus-

setzungen - im Bereich der Frauen lediglich auf 

Unterrepräsentanz abstellt, ist darauf zurückzu-

führen, dass ihre strukturelle Benachteiligung 

auch ohne ausdrückliche Nennung vorausgesetzt 

wird. Für den Bereich der Männer wird dieses 

Erfordernis dagegen ausdrücklich benannt und ist 

deshalb für den jeweiligen Bereich zu prüfen.  
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Strukturelle Benachteiligungen ergeben sich aus 

der Verschränkung und dem Zusammenwirken 

von Vorurteilen, Einstellungsmustern, Geschlech-

terstereotypen, Verhaltensmustern und Rollen-

verhalten. Sie sind das Ergebnis einer Diskriminie-

rung von Frauen oder Männern aufgrund von 

vorherrschenden Strukturen der Gesamtgesell-

schaft und damit einhergehenden Rollenbildern 

und Vorurteilen gegenüber Beschäftigten des 

unterrepräsentierten Geschlechts.  

 

Eine strukturelle Benachteiligung wird für Frauen 

im Berufsleben allgemein anerkannt. Die Folgen 

dieser strukturellen Benachteiligung im Beruf 

zeigen sich deutlich in einem geringeren Frauen-

anteil an Führungspositionen, im Gender Pay Gap 

und im Gender Pension Gap. Dies gilt nicht für 

Männer. Dass eine strukturelle Benachteiligung 

von Männern in bestimmten Bereichen dennoch 

denkbar ist, besagt auch die Entwurfsbegründung 

zum BGleiG 2015. Dem widerspricht nicht, dass 

die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine 

Kleine Anfrage 2014 festgestellt hat, dass eine 

solche zu dieser Zeit nicht bekannt war. Bezogen 

auf Männer ist zu prüfen, ob eine strukturelle 

Benachteiligung in einzelnen Bereichen mit Un-

terrepräsentanz vorliegt. Die Feststellung einer 

strukturellen Benachteiligung von Männern kann 

von der einzelnen Dienststelle nur für ihren Be-

reich getroffen werden. Für die Annahme einer 

strukturellen Benachteiligung eines Geschlechts 

in einer Dienststelle können bestimmte Indizien 

sprechen. Ein Indiz können über einen langen 

Zeitraum bestehende Unterrepräsentanzen sein. 

Eine strukturelle Benachteiligung kann insbeson-

dere dann indiziert sein, wenn die Angehörigen 

eines Geschlechts über einen Zeitraum von min-

destens fünf Jahren regelmäßig unterhalb ihres 

Anteils an den Bewerbungen bzw. an der forma-

len Konkurrenz bei Auswahlentscheidungen be-

rücksichtigt werden. Eine strukturelle Benachtei-

ligung kann zudem indiziert sein, wenn in einem 

Bereich einer Dienststelle über einen Zeitraum 

von mindestens acht Jahren der Anteil der Be-

schäftigten eines Geschlechts unter 50 % liegt und 

ihr Anteil im Eingangsamt einer Laufbahngruppe 

in diesem Zeitraum kontinuierlich höher ist als im 

jeweiligen Endamt.  

 

3.2. Entwicklung von Zielvorgaben  

Bei der Entwicklung von Zielvorgaben ist zu be-

achten, dass der Vorrang von Eignung, Leistung 

und Befähigung (Art. 33 Abs. 2 GG) unberührt 

bleibt und die Umsetzung der Zielvorgaben die-

sem Vorbehalt unterliegt. Die bevorzugte Berück-

sichtigung eines unterrepräsentierten und struk-

turell benachteiligten Geschlechts ist nur bei glei-

cher Qualifikation möglich. Die Feststellung der 

Qualifikation erfolgt anhand aktueller dienstli-

cher Beurteilungen. Soweit Zielvorgaben auf-

grund des Qualifikationsvorbehaltes nicht umge-

setzt werden konnten, ist dies im nächsten Gleich-

stellungsplan entsprechend darzulegen.  

Die Voraussetzungen für Zielvorgaben sollten so 

konkret wie möglich ermittelt werden. Aussagen 

zu Beförderungen bzw. Höhergruppierungen und 

Funktionsbesetzungen während der Laufzeit des 

Gleichstellungsplans erfordern beispielsweise die 

Prüfung von Altersabgängen und anderen abseh-

baren Veränderungen, durch die Plan-/Stellen 

und Dienstposten frei werden. Nur anhand kon-
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kreter statistischer Daten lassen sich Zielvorgaben 

aufstellen, denen konkrete Maßnahmen zugeord-

net werden können.  

Soweit Zielvorgaben zur Besetzung von Arbeits-

plätzen zu entwickeln sind, über deren Besetzung 

die Dienststelle nicht entscheidet, sind gemäß § 13 

Abs. 2 Satz 3 die Vorgaben in Absprache mit der 

für die Arbeitsplatzbesetzung zuständigen Stelle 

zu entwickeln. Dies kann z.B. die nächsthöhere 

Dienststelle sein. 

 

4. Zuordnung von Maßnahmen zu Ziel-

vorgaben 

Gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 hat der Gleichstellungs-

plan für jede Zielvorgabe konkrete Maßnahmen 

personeller, sozialer oder organisatorischer Art 

zur Erreichung der jeweiligen Zielvorgabe zu be-

nennen. Damit soll die Zielerreichung verbessert 

werden. Eine tabellarische Gegenüberstellung 

beispielsweise würde dem Rechnung tragen. Ge-

mäß § 13 Abs. 3 Satz 2 enthält der Gleichstel-

lungsplan insbesondere auch Maßnahmen zur 

Förderung der Vereinbarkeit von Familie, Pflege 

und Berufstätigkeit.  

4.1. Beispiele 

Zielvorgaben und Maßnahmen könnten bei-

spielsweise wie folgt gegenübergestellt werden: 

Zielvorgabe Maßnahme 

Erhöhung des Anteils von 
Frauen oder Männern bei 
Beförderungen, Funktions-
übertragungen 
 

• bevorzugte Berück-
sichtigung bei glei-
cher Qualifikation (zu 
den zusätzlichen Vo-
raussetzungen bei 
Unterrepräsentanz 
von Männern s. 
III. 1.) 

Erhöhung des Anteils von 
Frauen in Führungspositio-
nen 

• Verbesserung der 
Rahmenbedingun-
gen, um auch Be-
schäftigten mit Ver-
einbarkeitspflichten 
die Übernahme von 
Führungsfunktionen 
zu erleichtern: 

• Job sharing 
• (auch echtes) Führen 

in Teilzeit 
• Mobiles Arbeiten 

Vermeidung von Beurtei-
lungsfehlern im Zusam-
menhang mit Präsenz, 
Teilzeitbeschäftigung, 
flexiblen/mobilen Arbeits-
formen 

• Schulung Beurtei-
lender und zu Beur-
teilender 

• Sensibilisierung für 
typische Beurtei-
lungsfehler im Zu-
sammenhang mit 
Präsenz 

• Nachzeichnung von 
Beurteilungen 

• Transparenz bei 
Beurteilungsvertei-
lung 

• Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des 
OVG NW vom 
21.02.2017 zur Ge-
wichtung von Befä-
higungs- und Eig-
nungskriterien neben 
der Leistung 
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Zielvorgabe Maßnahme 

Generelle Verhinderung 
von Benachteiligung 
Beschäftigter mit Verein-
barkeitsbelangen 
 

• konsequente Nach-
zeichnung von Beurtei-
lungen während El-
ternzeit 

• Zielgruppe Vollzeitbe-
schäftigte mit Verein-
barkeitsbelangen im 
Blick behalten 

• verstärktes Angebot 
mobiler und flexibler 
Arbeitsformen 

Förderung der Sichtbar-
keit Beschäftigter trotz 
Teilzeitbeschäftigung 
und präsenzbefreitem 
Arbeiten 

• Führungskräfteschu-
lungen zum Führen 
über Distanz  

• Bewertungsfokus auf 
Arbeitsergebnissen 
statt dauernder An-
sprechbarkeit 

• Berücksichtigung bei 
der zeitlichen Planung 
von Besprechungen 

 
Förderung Beschäftigter 
außerhalb des klassi-
schen Werdegangs 
 

• Einrichtung befristeter 
Sonderaufgaben 

Motivation männlicher 
Beschäftigter für die 
Inanspruchnahme von 
Vereinbarkeitsmaßnah-
men (auch bei Vernei-
nung einer strukturellen 
Benachteiligung in der 
DS) 

• Ansprache von Vätern 
• Information zum 

Thema Vätermonate 
• zielgruppenspezifische 

Veranstaltungen 

Förderung der Verein-
barkeit von Familie, 
Pflege und Berufstätig-
keit 
 

• Verzahnung mit Maß-
nahmen des audits be-
rufundfamilie 

Erhöhung des Frauenan-
teils in Laufbahngruppen 
mit Unterrepräsentanz 
 

• Hinweis auf vereinbar-
keitsfreundliche Rah-
menbedingungen in 
externen Ausschrei-
bungen 

• Prüfung verstärkter 
Abordnungen in die 
Dienststelle 

Erhöhung der Teilnahme 
an Fortbildungsveran-
staltungen 
 

• Angebot von Inhouse-
Seminaren 

• Bedarfsabfragen 
• Öffnung unabhängig 

vom aktuellen fachli-
chen Bedarf unter Per-
sonalentwicklungsas-
pekten 

 

Sofern personalwirtschaftliche Maßnahmen vor-

gesehen sind, durch die Stellen oder Planstellen 

gesperrt werden oder wegfallen, ist gemäß § 13 

Abs. 4 im Gleichstellungsplan vorzusehen, dass 

der Anteil des unterrepräsentierten Geschlechts in 

den betreffenden Bereichen nach § 3 Nr. 2 zumin-

dest nicht sinkt. Diese Vorgabe betrifft Auflagen 

wie die Ausbringung von Haushaltsvermerken 

(künftig wegfallend = kw; künftig umzuwandeln = 

ku; lineare Stelleneinsparung). Auch bei grundle-

genden organisatorischen Maßnahmen, die z.B. 

mit der Aufstellung eines Sozialplans verbunden 

sind, sind Gleichstellungsaspekte zu berücksichti-

gen und Benachteiligungen zu verhindern. 

 

4.2. Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie, 

Pflege und Berufstätigkeit  

Gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 legt der Gleichstel-

lungsplan fest, wie bis zum Ende seiner Geltungs-

dauer die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 

Berufstätigkeit verbessert werden soll und wie 

insbesondere Männer motiviert werden sollen, 

entsprechende Vereinbarkeitsangebote stärker in 

Anspruch zu nehmen. 

Der Gleichstellungsplan legt damit auch Maß-

nahmen fest, die der Umsetzung des § 15 dienen. 

Danach haben die Dienststellen Arbeitszeiten und 

sonstige Rahmenbedingungen anzubieten, die 

Frauen und Männern vorbehaltlich entgegenste-

hender zwingender dienstlicher Belange die Ver-

einbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit 

erleichtern. Dazu können Möglichkeiten zur Be-

treuung von Kindern und pflegebedürftigen An-

gehörigen einschließlich entsprechender Bera-

tungs- und Vermittlungsleistungen gehören. 
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Nach § 16 Abs. 1 Satz 2 haben die Dienststellen im 

Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten den Be-

schäftigten mit Familien- oder Pflegeaufgaben 

auch Telearbeitsplätze, mobile Arbeitsplätze oder 

familien- und pflegefreundliche Arbeits- und 

Präsenzzeitmodelle anzubieten. Der weitere Aus-

bau solcher Modelle würde eine wesentliche Ver-

besserung darstellen. 

Eine Verknüpfung entsprechender Maßnahmen 

mit den Zielvereinbarungen aus Verfahren zum 

audit familieundberuf in beteiligten Dienststellen 

ist sinnvoll.  

 

4.3. Motivation von Männern für Vereinbar-

keitsmaßnahmen 

Auf Ebene der Bundesressorts gibt es gute Beispie-

le für Maßnahmen zur Motivation der Männer zur 

Inanspruchnahme von Vereinbarkeitsmaßnah-

men, z.B. Seminare zum geschlechterspezifischen 

Umgang mit Beruf und Familie für Männer, Vor-

träge, Broschüren und Intranetrubriken für Väter 

sowie Väter-Workshops.  

 

5. Erstellung und Abstimmung 
 

5.1. Aufbau und Struktur 

Die für die einzelnen Bereiche vorzunehmenden 

Auswertungen haben meist sehr umfangreiche 

Gleichstellungspläne zur Folge. Dies ist für eine 

detailgenaue Darstellung kaum vermeidbar. 

Gleichzeitig sollen die Gleichstellungspläne für 

die zur Umsetzung Verpflichteten und die Be-

schäftigten lesbar und handhabbar sein, zumal 

dies zu mehr Akzeptanz führt und die Befassung 

mit dem Gleichstellungsplan erleichtert. Aus die-

sem Grunde kann es sich anbieten, die Kernaussa-

gen und Hauptzielvorgaben in einer Kurzzusam-

menfassung voranzustellen und auf die detaillier-

ten Ausführungen zu verweisen. Ein Bundesress-

ort hat beispielsweise einen Flyer mit den wich-

tigsten Ergebnissen des Gleichstellungsplans ver-

öffentlicht.  

Kernstück des Gleichstellungsplans sind die Fest-

legungen zum Abbau von Unterrepräsentanzen 

und zur Verbesserung der Vereinbarkeit mit kon-

kreten Zielvorgaben und konkreten Maßnahmen. 

Gleichstellungspläne beinhalten häufig einen 

statistischen Anhang, auf den im Text hinsichtlich 

der jeweils benötigten Angaben Bezug genommen 

wird. Alternativ werden die benötigten Statistiken 

in den Text integriert, so dass alle Daten unmit-

telbar sichtbar sind.  

Inwieweit im Geschäftsbereich einer obersten 

Bundesbehörde eine einheitliche Struktur vorge-

sehen wird oder nicht, hängt von den Bedingun-

gen in den Behörden ab. Eine einheitliche Struk-

tur erleichtert einen geschäftsbereichsinternen 

Vergleich der Daten und Zielerreichung. Wenn 

sich jedoch die Ausgangsbedingungen stark un-

terscheiden, können die dienststellenspezifischen 

Situationen und Schwerpunkte ein abweichendes 

Vorgehen rechtfertigen. Entscheidend sollte letzt-

lich auch immer die Handhabbarkeit des Gleich-

stellungsplans in der Praxis sein.  

 

5.2. Interne Abstimmung 

Hinsichtlich der Beteiligungsrechte der Gleich-

stellungsbeauftragten sowie des Personalrats und 
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der Schwerbehindertenvertretung nach Abstim-

mung mit der Dienststellenleitung wird auf I. 1.1.2 

und 2. (S. 5) verwiesen. 

 

6. Bekanntmachung und Veröffentlichung 

Der Gleichstellungsplan ist innerhalb eines Mo-

nats nach Beginn der Geltungsdauer im Intranet 

der Dienststelle zu veröffentlichen. Damit sollen 

Verzögerungen bei der Erstellung und Bekannt-

gabe ausgeschlossen werden. Die gesonderte 

Übermittlung des Gleichstellungsplans an Füh-

rungskräfte in Textform trägt der besonderen 

Verpflichtung Rechnung, die diese gemäß § 4 

Abs. 1 Satz 1 BGleiG hinsichtlich der Erreichung 

der Ziele des BGleiG haben.  

V. Geltungsdauer und Anpassung 

Gemäß § 12 Abs. 1 hat jede Dienststelle einen 

Gleichstellungsplan für jeweils vier Jahre zu er-

stellen, der nach zwei Jahren den aktuellen Gege-

benheiten angepasst werden kann.  

 

1. Turnus 

Der erste Gleichstellungsplan nach dem BGleiG 

2015 war außer in den Fällen der Ausnahmerege-

lung des § 40 Abs. 1 Satz 1 BGleiG (Bestehen eines 

Gleichstellungsplans, der am 01.05.2015 noch 

mehr als zwei Jahre Gültigkeit hatte) zum Stichtag 

31.12.2015 zu erstellen, der nächste nach dem 

vorgeschriebenen Vierjahresturnus zum 

01.01.2020 in Kraft zu setzen etc. Das Einfüh-

rungsrundschreiben zum BGleiG vom 06.01.2017 

sieht vor, dass verspätet in Kraft getretene Gleich-

stellungspläne zum 01.01.2020 durch einen neuen 

Gleichstellungsplan abzulösen sind. Die zwi-

schenzeitliche Nutzung von Übergangs- und Aus-

nahmeregelungen hat jedoch dazu geführt, dass 

ein einheitlicher zeitlicher Turnus und eine ent-

sprechende Vergleichbarkeit in der Praxis ohne-

hin nicht zu erreichen sind. Das Interesse an ei-

nem einheitlichen Turnus tritt jedenfalls bei einer 

längerfristigen Verzögerung von z.B. einem Jahr 

gegenüber der nach § 12 Abs. 1 BGleiG gesetzlich 

vorgegebenen vierjährigen Geltungsdauer zurück. 

 

2. Stichtage und Ausnahmen 

Gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 ist der Gleichstellungs-

plan bis zum 31. Dezember zu erstellen und tritt 

am 1. Januar des Folgejahres in Kraft. 

Statistische Grundlage für den zum 31.12. zu er-

stellenden Gleichstellungsplan ist gemäß § 13 

Abs. 1 Satz 1 der 30.06. des entsprechenden Jahres. 

§ 12 Abs. 2 Satz 2 sieht vor, dass für Dienststellen 

mit einem großen Geschäftsbereich sowie im 

Falle umfassender organisatorischer Änderungen 

in der Dienststelle im Einvernehmen mit der 

Gleichstellungsbeauftragten andere Stichtage 

festgelegt werden können. Nach der Begründung 

des Gesetzentwurfs soll dem Umstand Rechnung 

getragen werden, dass die unterlassene oder ver-

zögerte Erstellung des Gleichstellungsplans auf 

Umständen beruhen kann, die nicht die Dienst-

stelle zu vertreten hat.  

Dienststellen mit einem großen Geschäftsbereich 

sind entsprechend der Begründung zu § 19 Abs. 4 

als Dienststellen an der Spitze einer aus mehreren 

Dienststellen bestehenden Verwaltungseinheit 

mit großen Zuständigkeits- und Aufgabenberei-
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chen wie Bundespolizei, Zollverwaltung oder 

Geschäftsbereich der Bundesagentur für Arbeit zu 

verstehen, insbesondere solche mit mehreren 

tausend Beschäftigten und solche, deren Zustän-

digkeit sich über mehr als ein Bundesland er-

streckt. Jede der Dienststellen muss einen eigenen 

Gleichstellungsplan erstellen. Die übergeordnete 

Dienststelle muss diesen für den Gleichstellungs-

plan benötigte Informationen z.B. zur übergeord-

neten Personalplanung oder grundsätzliche An-

gaben zu nicht delegierten Entscheidungen über-

lassen. 

Die in § 12 Abs. 2 Satz 2 genannten organisatori-

schen Änderungen müssen derart umfassend sein, 

dass sie eine zum eigentlich vorgegebenen Stich-

tag keine dem Gesetz entsprechende Bestands-

aufnahme oder keine konkreten Zielvorgaben 

und Maßnahmen zulassen, weil die bis dahin vor-

handene Datenbasis für den Gleichstellungsplan 

obsolet geworden ist. Änderungen, die nicht diese 

Wirkung haben, sondern interne Umstrukturie-

rungen in geringerem Maße beinhalten, können 

nicht als Argument für eine spätere Erstellung des 

Gleichstellungsplans herangezogen werden. Das 

Erfordernis der Abstimmung mit der Gleichstel-

lungsbeauftragten soll nach der Entwurfsbegrün-

dung den Ausnahmecharakter des Satzes 2 klar-

stellen.  

 

3. Anpassung 

Seit Inkrafttreten des BGleiG 2015 ist die Anpas-

sung des Gleichstellungsplans nach zwei Jahren 

nur noch fakultativ. Eine Anpassung ist z.B. ange-

zeigt nach grundlegenden organisatorischen Än-

derungen, die Aktualisierungen erfordern. Hierzu 

gehören die zwischenzeitliche Einrichtung diver-

ser neuer Arbeitseinheiten, neuer Arbeitsstruktu-

ren sowie erfolgte Zusammenlegungen oder die 

Schaffung neuer Führungspositionen. Solche Fälle 

machen eine Aktualisierung der Situationsbe-

schreibung und der Zielvorgaben und Maßnah-

men erforderlich. Angesprochen werden sollten 

generell alle Daten, die sich seit dem letzten Stich-

tag erheblich verändert haben und die Erreichung 

der Zielvorgabe beeinflussen. 

Eine Aktualisierung der statistischen Daten und 

die Begründung einer von den Zielvorgaben ab-

weichenden Entwicklung bietet sich generell in-

soweit an, als beim nächsten Gleichstellungsplan 

ein vier Jahre umfassender Rückblick vorgenom-

men werden muss. Die im Rahmen der Anpassung 

vorgenommene Zwischenerhebung kann hierfür 

genutzt werden. Für die Dauer von vier Jahren 

erst bei der Erstellung des neuen Gleichstellungs-

plans rückblickend Entwicklungen zu begründen, 

ist erheblich aufwändiger. Bei der Anpassung ist 

zu überprüfen, inwieweit die Voraussetzungen für 

die Erfüllung von Zielvorgaben sich verändert 

haben und Anpassungen vorgenommen werden 

müssen. Dies ist z.B. der Fall, wenn sich die den 

Zielvorgaben des Gleichstellungsplans zugrunde 

gelegte Stellenentwicklung verändert hat. Zu den 

im Gleichstellungsplan vorgesehenen konkreten 

Maßnahmen kann ein Zwischenstand dargestellt 

werden, wie beispielsweise der Stand der Entwick-

lung neuer Projekte für Väter zur Vereinbarkeit 

von Familie, Pflege und Berufstätigkeit. 

Stichtag für die Anpassung eines Gleichstellungs-

plans ist analog zum Stichtag für den Gleichstel-

lungsplan der 30.06. des jeweils übernächsten 
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Jahres. Nur so ist die vom BGleiG geforderte Be-

trachtung von zwei Jahren möglich. 

 

VI. Verantwortlichkeiten 

Die Pflicht zur Erstellung eines Gleichstellungs-

plans obliegt jeder Dienststelle im Sinne des § 3 

Nr. 5, d.h. den Bundesgerichten, den Behörden 

und Verwaltungsstellen der unmittelbaren Bun-

desverwaltung einschließlich solcher im Bereich 

der Streitkräfte sowie Körperschaften, Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts des Bun-

des. § 3 Nr. 5 verweist hierzu auf § 6 Abs. 1, 2 und 4 

des BPersVG. Diese Vorschrift enthält Erläuterun-

gen zu Behörden der Mittelstufe und diesen nach-

geordneten Stellen sowie zu gemeinsamen 

Dienststellen des Bundes und anderer Körper-

schaften. 

Der Gleichstellungsplan hat den Charakter eines 

dienststellenintern bindenden Regelungswerks. Er 

wird in der Regel im Zusammenwirken zwischen 

Dienststelle und Gleichstellungsbeauftragter er-

stellt. Denkbar ist auch eine Dienstvereinbarung 

zwischen Dienststelle und dem Personalrat ge-

mäß § 76 Abs. 2 Nr. 10 BPersVG. Im letzteren Fall 

ist das Recht der Gleichstellungsbeauftragten auf 

frühzeitige Beteiligung an der Erstellung des 

Gleichstellungsplans gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 5 

BGleiG zu beachten.  

Bei der inhaltlichen Entwicklung des Gleichstel-

lungplans sind die Dienststelle und die an der 

Erstellung frühzeitig zu beteiligende Gleichstel-

lungsbeauftragte Hauptakteure.  

Bei kleineren Dienststellen liegt die Verantwor-

tung für nicht an diese delegierte Aufgaben bei 

der höheren Dienststelle. 

Mit dem BGleiG aus dem Jahr 2015 wird nunmehr 

ausdrücklich geregelt, dass die Umsetzung des 

Gleichstellungsplans auch besondere Verpflich-

tung der Dienststellenleitung ist. Bereits bisher in 

der Praxis übliche Verfahren wie ein Vorwort der 

Dienststellenleitung zum Gleichstellungsplan 

verdeutlichen die besondere Verpflichtung der 

Dienststellenleitung. Wichtig ist zudem, dass im 

Rahmen von Vorlagen zu Auswahlentscheidun-

gen an die Dienststellenleitung z.B. über Beförde-

rungen und Funktionsübertragungen oder zu 

gleichstellungsrelevanten Konzepten diese auf die 

relevanten Vorgaben des Gleichstellungsplans 

hingewiesen wird.  

Gleichstellungsaspekte sind bei allen Verwal-

tungsmaßnahmen und im Führungsalltag von 

Vornherein mitzudenken und zu berücksichtigen. 

Sie sind keine isolierte Aufgabe der Dienststelle 

und der Gleichstellungsbeauftragten. Ihre Umset-

zung in der Praxis liegt im Interesse aller Beschäf-

tigten. 
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